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F rauen mit Behinderungen sind noch viel zu wenig im Fokus der Öffentlichkeit und 
auch der Forschung. Die bestehende Lücke zu diesem Thema war Ausgangspunkt 

eines Forschungsprojekts, das vom Frauenservice Wien in Auftrag gegeben und von L&R 
Sozialforschung durchgeführt wurde, um mehr über die Lebenssituation von in Wien lebenden 
Frauen mit Behinderungen zu erfahren. [1]

Der Forschungsprozess bezog so-
wohl bei der Entwicklung der Fra-
gestellungen und behandelten 
Themenbereichen als auch bei der 
Vorbereitung und Abhaltung von 
Fokusgruppen Frauen mit Behinde-
rungen als Peer-Expertinnen mit ein. 
Im Projekt wurden acht Fokusgrup-
pen gebildet: blinde Frauen / Frauen 
mit Sehbeeinträchtigungen, Frauen 
mit Lernschwierigkeiten, Frauen 
mit fortschreitenden, chronischen 
Erkrankungen, Frauen mit Down-
syndrom, Mütter von behinderten/
pflegebedürftigen Kindern, Frauen 
mit körperlicher Beeinträchtigung 
/ Frauen im Rollstuhl, Frauen mit 

psychischen Erkrankungen und 
gehörlose Frauen / Frauen mit Ge-
hörbeeinträchtigungen. Insgesamt 
nahmen 76 Personen an der quali-
tativen Forschung teil. Gemeinsam 
war ihnen, dass sie meist sehr genau 
formulierten, was sie benötigen, um 
ein selbstbestimmtes bzw. selbst-
bestimmteres Leben zu führen. Im 
vorliegenden Beitrag sollen vor al-
lem die von den Frauen formulierten 
Forderungen im Fokus stehen. 

Aus- und Weiterbildung 
– Inklusion als 
Zukunftstraum 

Das Thema Aus- und Weiterbildung 
wurde von zwei Seiten diskutiert: 

Einerseits kritisierten die Diskus-
sionsteilnehmerinnen das Regel-
schulsystem, wo keine wirkliche 
Inklusion stattfinde und viel Ver-
besserungsbedarf herrsche. Ande-
rerseits würden Sonderschulen bzw. 
eigene Schulformen den Ausschluss 
von der „Normalität“ verstärken 
und zur Separation führen. Ledig-
lich Mütter von Kindern mit hohem 
Pflegebedarf empfinden spezifische 
Schulformen als wichtig und richtig 
für ihre Kinder. In diesen Schulen 
sei eine Kombination von Unterricht 
und Therapie sowie ein Eingehen auf 
die jeweils spezifischen Bedürfnisse 
möglich. Die Gruppe der gehörlo-
sen Frauen formulierte den Wunsch 
nach einer breiteren Anwendung der [1] Vgl. Sorger/Bergmann 2020.
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Gebärdensprache in Schulen und 
dass Gebärdensprache auch für hö-
rende Kinder angeboten werde.

Das Thema berufliche Aus- und 
Weiterbildung wurde besonders 
intensiv diskutiert, vor allem von 
Frauen mit Lernschwierigkeiten. 
Als großes Manko wird der Mangel 
an zugänglichen, niederschwelli-
gen Ausbildungen gesehen, vor al-
lem angepasste Ausbildungen für 
Menschen mit Lernschwierigkeiten, 
etwa Ausbildungen in längerer Dau-
er und/oder mit Lern-Unterstütze-
rInnen.

Ausgewählte Forderungen zu Aus- 
und Weiterbildung:

• tatsächliche Inklusion im Re-
gelschulsystem sowie spezifische 
Schulformen für Kinder mit hohem 
Pflege- und Therapiebedarf,

• ein breiteres Spektrum an inklu-
siver beruflicher Aus- und Weiter-
bildung für Frauen und angepasste 
Ausbildungen für Frauen mit Lern-
schwierigkeiten. 
 
In weiter Ferne – 
Erwerbsarbeit und existenz-
sicherndes Einkommen 

Ein großes Thema ist die fehlende 
ökonomische Gleichstellung sowie 
die Schlechterstellung am Arbeits-
markt. Frauen mit Behinderungen 
sind in Österreich in hohem Maße 
armuts- und ausgrenzungsgefährdet 
(vgl. auch Sozialministerium 2017). 
Die (männliche) Norm der Vollzeitar-
beit verstärkt diese Ungleichstellung. 
Die Arbeitsuche und der Zugang zum 
Arbeitsmarkt werden generell als 
sehr frustrierend erlebt (vgl. auch 
Bergmann et al. 2021). Viele Frauen 
berichten von großen Vorurteilen 
seitens der Betriebe. Auch die man-
gelnde Unterstützung seitens des 
AMS wird beklagt. So würden kaum 
passende Angebote vermittelt und 
vor allem Mütter von pflegebedürf-
tigen Kindern vom AMS häufig als 
nicht vermittelbar angesehen. 

Der Status als begünstigt Behinderte 
wurde ambivalent diskutiert: Einer-

seits als Karrierebremse sowie Abwer-
tung der eigenen Leistungsfähigkeit, 
andererseits als Schutz. Erwerbstätige 
Frauen erleben einen enormen Anpas-
sungsdruck an Leistungen von Men-
schen ohne Behinderung im Kontext 
von zunehmend beschleunigten und 
verdichteten Arbeitsbedingungen. 

Frauen, die am ersten oder zweiten 
Arbeitsmarkt keine Arbeit bekom-
men, finden am ehesten im Rahmen 
einer Werkstätte oder Tagesstruktur 
eine Beschäftigung. Für die Arbeit 
bekommen sie ein „Taschengeld“ 
(was auch von der Volksanwalt-
schaft in einem Sonderbericht 2019 
stark kritisiert wurde) und haben 
keinen eigenen Anspruch auf Sozial-
versicherung. Vor allem junge Frau-
en beschrieben die Ausweglosigkeit 
dieser Situation als frustrierend. 

Die finanziell prekäre Situation, in 
der sich viele Frauen mit Behinde-
rungen befinden, wird als extrem 
belastend erlebt und verstärkt Ab-
hängigkeitsverhältnisse zu Eltern 
(auch bei erwachsenen Frauen) oder 
PartnerInnen. Festgestellt bzw. an-
gesprochen wurde darüber hinaus 
die Unmöglichkeit einer eigenstän-
digen Existenz unter den derzeit 
herrschenden Bedingungen sowie 
die Angst vor Altersarmut. Die oft 
geringen finanziellen Mittel ermög-
lichen auch beim Wohnen kaum 
Spielraum. So ist auch der Wunsch 
nach selbständigem Wohnen mit der 
Kostenfrage verbunden: „Kann ich 
mir unabhängig von einem Partner /
einer Partnerin oder den Eltern eine 
Wohnung leisten?“ 

Ausgewählte Forderungen zu Er-
werbsarbeit und existenzsicherndem 
Einkommen:

• Es braucht Ideen, wie Betriebe mo-
tiviert werden können, Frauen mit 
unterschiedlichen Behinderungen 
zu beschäftigen, und wie das AMS 
hier besser unterstützen kann.

•  Als großes Anliegen wird zudem 
formuliert, dass Transferleistungen 
je nach Erwerbsarbeitsausmaß nicht 
verloren gehen, sondern flexibel ab-
gestuft werden.

• Schließlich wird das „Taschengeld“ 
als nicht adäquat für die erbrachten 
Leistungen in den Tagesstrukturen/
Werkstätten gesehen. 

Gesundheitswesen – 
Mangel an Kommunikation 
und Finanzierung

Die Verfügbarkeit von spezialisierten 
und leistbaren Gesundheitsange-
boten war in den Fokusgruppen ein 
wichtiges Thema für jene, die mit 
langen Wartezeiten auf Therapien 
oder mit fehlenden Angeboten zu 
kämpfen haben. Das betrifft vor allem 
Mütter von Kindern mit Pflegebedarf. 
Ebenso wurde der dringende Bedarf 
an FachärztInnen sowie Psychothe-
rapie auf Krankenschein aufgezeigt. 
Um die sexuelle bzw. reproduktive 
Selbstbestimmung von Frauen mit Be-
hinderungen zu unterstützen, wären 
qualifizierte und sensibilisierte Gynä-
kologinnen wichtig. Auch die Qualität 
der Gesprächsführung von ÄrztInnen 
mit ihren PatientInnen wurde als 
wichtiger Qualitätsfaktor der medizi-
nischen Betreuung und Behandlung 
thematisiert. 

Ausgewählte Forderungen zum Ge-
sundheitswesen:

• Sensibilisierung zum Thema Be-
hinderung in die medizinische Aus-
bildung inkludieren,

•  Erhöhung der Anzahl an Fachärz-
tInnen in bestimmten Bereichen, 

• Psychotherapie auf Krankenschein 
– langjährige Forderung von Betroffe-
nen und ExpertInnen,

• das oft willkürlich wirkende me-
dizinische Begutachtungs- bzw. 
Bewilligungssystem sollte deutlich 
transparenter und nachvollziehba-
rer werden,

• Ausbau und Finanzierung der 
Therapiemöglichkeiten für Kinder 
mit Behinderungen,

• Verstärkung der digitalen Kommu-
nikation, ausgewiesene ÖGS-Sprech-
stunden oder Dolmetschservice via 
Bildschirm.
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Unterwegs in der – nicht 
ganz barrierefreien – Stadt

Die räumliche Gestaltung der Stadt 
und die Frage, wie das Sich-Bewegen 
im öffentlichen Raum barrierefrei 
möglich ist, waren vor allem Thema 
der Frauen mit körperlichen Behin-
derungen, Frauen im Rollstuhl, von 
blinden Frauen und Müttern von Kin-
dern im Rollstuhl. Die Nutzung von 
öffentlichen Verkehrsmitteln wurde 
auch von Frauen mit Lernschwie-
rigkeiten, Frauen mit Downsyndrom 
sowie Frauen mit psychischen Beein-
trächtigungen angesprochen. 

Auch wenn generell in den meisten 
Gruppen betont wurde, dass Wien 
punkto Barrierefreiheit anderen 
Bundesländern viel voraushabe und 
Frauen lieber in Wien leben würden 
als in anderen Städten oder am Land 
(einige Befragte waren aus anderen 
Bundesländern nach Wien gezogen), 
wird noch viel Verbesserungsbe-
darf gesehen. Die Omnipräsenz der 

„männlichen Norm“ wirkt sich für 
die Frauen vor allem in Bezug auf 
Planungsprozesse bzw. die Gestal-
tung des öffentlichen Raums aus.

Ausgewählte Forderungen zum öffent-
lichen Raum:

• Berücksichtigung vielfältiger Be-
dürfnisse bei der Gestaltung neuer 
Elemente wie etwa der neu geschaf-
fenen Begegnungszonen in Wien,

• proaktive Einbindung von Frauen 
mit Behinderungen in Planungspro-
zesse mittels mehr und angepasster 
Möglichkeiten zur Partizipation.

Bedarf nach einer 
„Behördendschungel- 
führerin“ 

In fast allen Fokusgruppen war 
der „Behördendschungel“ ein zent-
rales Thema. Die Teilnehmerinnen 
sprachen vor allem die Unüber-
sichtlichkeit der Informationen und 
Zuständigkeiten aufgrund der Viel-
zahl an Anlaufstellen an. 

Angesprochen wurde auch das The-
ma Kontrolle: Die Behörden würden 

inklusionsspezifische 
Anliegen ständig über-

sehen bzw. übergangen.

Die politische Repräsen-
tanz von Menschen mit Be-

hinderung wird durchgängig als 
nicht zufriedenstellend erlebt. Das 
Kompetenzteam Frauen mit Behin-
derungen des Österreichischen Be-
hindertenrats stellt einen wichtigen 
Schritt in Richtung Vernetzung und 
Sichtbarkeit dar. Darüber hinaus 
braucht es sowohl niederschwellige 
Angebote als auch Vernetzung und 
Lobbying auf unterschiedlichen 
politischen Ebenen, damit Frauen 
mit Behinderungen regelmäßig und 
umfassend in Gestaltungsprozesse 
einbezogen werden und sich aktiv 
einbringen können.

neben ihrer Service- und Beratungs-
funktion oft auch kontrollieren. So 
berichteten mehrere Teilnehmerin-
nen, dass sie diese Kontrollen als 
unangenehm erleben würden und 
teilweise mit dem Vorwurf konfron-
tiert seien, sie könnten das System 
ungerechtfertigter Weise ausnützen. 

Ausgewählte Forderungen zu Behör-
den:

• Ein übergreifendes Beratungs-
zentrum als „Dschungelführerin“ 
bei der Vielfalt an Zuständigkeiten 
und Kompetenzen sowie

• eine „systemische Beratung“, in 
der jede einzelne individuell und 
umfassend betrachtet und – unter 
Berücksichtigung frauenspezifi-
scher Probleme – beraten wird.
Politische Allianzen für mehr Sicht-
barkeit und Vernetzung.

Frauen mit Behinderungen spre-
chen ein dreifaches Dilemma an: 
Sie sind in Vertretungsorganisatio-
nen von Menschen mit Behinderung 
oft nicht adäquat vertreten bzw. die-
se setzen sich nicht immer mit der 
notwendigen Vehemenz für frau-
enspezifische Forderungen ein. Sie 
fühlen sich in frauenspezifischen 
oder feministischen Netzwerken 
hinsichtlich ihrer spezifischen An-
liegen nicht ausreichend gesehen 
bzw. inklusiv eingebunden. Und 
letztendlich werden in politischen 
Entscheidungsprozessen oder alltags-
relevanten Politikfeldern frauen- und 
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